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Fachausschuss „Stadt des Wissens“

Der Landesparteitag möge beschließen:

Gleiche Bildungs-Chancen für alle

Bildung ist ein individuelles Recht und das gesellschaftliche Kapital der Zukunft.

Die Chancengleichheit aller beim Zugang zur Bildung unabhängig von Herkunft, Religion, Geschlecht, Alter und Einkommen ist eine Grundfrage sozialer Gerechtigkeit und Voraussetzung für Wohlstand.

Wir wollen alle Menschen zu den höchstmöglichen Bildungsabschlüssen führen. Dies entspricht dem sozial​demokratischen Menschenbild und unseren Vorstellungen von einer gerechten Gesellschaft.

Da  Bildung mehr als Fachwissen ist, müssen Werte wie Toleranz, Demokratie, Gemeinschaft, Menschlich​keit vermittelt und erlebbar gemacht werden. Werteerziehung muss in der Kita und in der Schule verstärkt werden. Eine wertebezogene Erziehung braucht integrative Unterrichtsformen. Alle Schüler/innen müssen sich gemeinsam – unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Religion, Weltanschauung – mit Fragen der Werteorientierung, mit unterschiedlichen Weltsichten  und mit den Weltreligionen auseinander setzen. 

Internationale Vergleichsuntersuchungen haben Deutschland bescheinigt, dass sein Bildungssystem den Ansprüchen nicht mehr genügt:

· Wir lassen es zu, dass junge Menschen aus Gründen der sozialen Her​kunft ihre Bildungspotentiale nicht nutzen können.

· Die För​derung im Vorschulalter legt keine ausreichenden Grundlagen für eine erfolgreiche schu​lische Laufbahn.

· Ein hoher Anteil von Menschen ohne Schulabschluss und ohne Berufsausbildung gehört zu den größ​ten Defiziten unseres Landes. Aber auch die Begabten werden in der Schule nicht optimal gefördert. 

· Besonders gravierend ist die mangelnde Förderung von Kin​dern nichtdeutscher Herkunftssprache. 

· Die Abitur- und Hochschulquoten sind in Deutschland zu niedrig. 

Bildung ist in Deutschland weiterhin eine Frage von Arm und Reich. Die Unterfinanzierung der Bildung schließt sozial Schwache aus und belastet die Mittelschichten. Sozial gerecht ist dies nicht.

Solidarität und Gerechtigkeit erfordern von der Gesellschaft, Kinder so früh und so umfassend wie möglich zu fördern. Die Förderung beginnt im Kleinkindalter und in der Kindertagesstätte. Sie setzt sich fort in der gemeinsamen Schule für alle von Klasse Eins bis Zehn. Erstausbildung schließt mit der beruflichen Ausbil​dung und/oder dem Hochschulabschluss ab und findet in der lebenslangen Weiterbildung ihre Fortsetzung.

Investitionen in qualifizierte und qualifizierende Bildung sind der einzige Weg zu einer gerechten Gesell​schaft, die Menschen integriert statt auszugrenzen. Investitionen in Bildung verzinsen sich nicht sofort, sie sind Investitionen in die Zukunft. Aber ohne diese Investitionen verlieren wir unsere Zukunftsfähigkeit.

Im Bund und in Berlin hat die Sozialdemokratie in ihrer Regierungsverantwortung viele Schritte in die richtige Richtung getan. Die Aufwertung des BAföG, die Anschub-Finanzierung der Ganztagsschule, die Qualitäts​sicherung in Schule und Hochschule, der überdurchschnittliche Zuwachs bei den Ausgaben für Bildung, Forschung und Wissenschaft haben die Bildungslandschaft in Deutschland positiv verändert.

In Berlin haben wir das Kita-Bildungsprogramm und das neue Schulgesetz mit mehr Verantwortung für die einzelne Schule, mit Qualitätsprofil und –kontrolle sowie mit der flexiblen Schulanfangsphase eingeführt. Mit der verlässlichen Halbtagsschule haben wir den Weg zur Ganztagsschule begonnen. 

An den Hochschulen haben wir gemäß den europäischen Vereinbarungen (Bologna-Prozess) eine grund​legende Studien​reform durchgeführt, mit dem Instrument der Hochschulverträge die Autonomie gefördert und zugleich die Steuerung durch die verantwortliche Politik gesichert. 

Die Berliner SPD hat im April 2001 einen grundlegenden Beschluss zur Bildungs- und Wissenschaftspolitik gefasst, der in vielen Punkten, nicht jedoch in allen umgesetzt werden konnte. Mit diesem Antrag bestätigen, korrigieren und ergänzen wir den Antrag von 2001 unter Berücksichtigung der neu gewonnenen Erkennt​nisse, insbesondere aus den internationalen Vergleichsstudien.

Die Berliner Sozialdemokratie fasst ihre Position zur Bildungspolitik und –finanzierung in folgenden Grundsätzen zusammen. Sie beschreiben die Ziele, an denen sich ihre Politik in Berlin und gegenüber dem Bund orientieren soll. Da uns bewusst ist, dass angesichts knap​per Haushalte diese Ziele nicht kurzfristig umzusetzen sind, legen wir erste Schritte zur Umsetzung fest. Wir schulden es der Zukunft junger Menschen und unseres Landes, nicht einen Tag länger als notwendig mit der als richtig erkannten Korrektur zu warten. Die nicht sofort umsetzbaren Grundsätze werden Bestandteil des Wahlprogramms für die nächste Legisla​turperiode.

1.  Bildung ist ein öffentliches Gut

Bildung ist als öffentliches Gut vom Staat zu gestalten, zu verantworten und zu finanzie​ren. Die Aus​gaben dafür, sowie für Wissenschaft und Forschung, müssen erhöht werden und sind haushalts​politisch als Investitionen zu werten.

Der einzelne Mensch hat Anspruch auf gute Bildung. Aber ebenso ist es für die Gesellschaft über​lebens​wichtig, Bildung für alle zu sichern. 

Bildung ist keine Ware, die man sich angesichts der ungleichen Verteilung des Vermögens leisten kann oder auch nicht. Neoliberale betreiben die Vermarktung der Bildung. Für sie löst der Markt alle Probleme an Stelle des sozial intervenierenden Staates. Angebot und Nachfrage sollten den Umfang der Bildung bestimmen. Der Staat hätte nur noch eine soziale Ausgleichsfunktion, die auch wieder von der Tagespolitik und der Kas​senlage abhängig wäre. Wir begrüßen, dass der Bundestag sich mit den Stimmen der Regierungsfraktionen im Rahmen der internationalen GATS-Verhand​lungen klar gegen die Absicht ausgesprochen hat, Bildung zur handelbaren Ware zu erklären.

Für den Zugang zu Gütern und Positionen in der Gesellschaft ist Bildung unabdingbar. Bildung ist ein tra​gendes Element der Kultur, die alle Lebens- und Arbeitsformen einer Gesellschaft umfasst. Es ist ein Lern- und Entwicklungsprozess, in dessen Verlauf die Befähigung erworben wird, den Anspruch auf Selbst​bestimmung zu verwirklichen, diesen Anspruch auch für alle Mitmenschen anzuerkennen, Mitverantwortung für die Gestaltung der zwischenmenschlichen Beziehungen und der ökonomischen, gesellschaftlichen, poli​tischen und kulturellen Verhältnisse zu übernehmen und die eigenen Ansprüche, die Ansprüche der Mit​menschen und die Anforderungen der Gesellschaft in eine vertretbare, den eigenen Möglichkeiten ent​sprechende Relation zu bringen. Ein so verstandener Bildungsbegriff schließt Bildung als Ware aus und erfordert gleichzeitig Chancengleichheit als oberste Prämisse sozialdemokratischer Bildungspolitik.

Die Ausgaben für Bildung, Forschung und Entwicklung sind Ausgaben für die Zukunft. Der Investitions​begriff des Grundgesetzes und der Berliner Verfassung ist so zu interpretieren.

2.  Bildungsfinanzierung durch Steuern

Bildung muss bis zum Abschluss der Erstausbildung durch eine Steuerpolitik finanziert wer​den, die nach Leistungsfähigkeit alle Bürger/innen, kindererziehende und kinderlose, an der gesellschaftlichen Zukunftsaufgabe beteiligt. Sie darf nicht über Gebühren finanziert werden.
Dafür ist das Steuersystem systematisch zugunsten von Investitionen in Bildung und Wissen​schaft zu verändern, zu Lasten von steuerlichen Subventionen, die ihre gesell​schaftliche Dringlichkeit verloren haben. Darüber hinaus sind auch in anderen Staaten übliche Steuern wie Erbschafts- und Vermö​genssteuern sowie die nicht mehr im vollen Umfang benötigten Gold​reserven als Finanzierungsquellen zu erschließen. 

Der Bund muss sich an der Bildungsfinanzierung auch im vorschulischen und schulischen Bereich beteiligen.

Privates finanzielles Engagement, insbesondere von Stiftungen und Fördervereinen, kann staatliche Ausgaben ergänzen aber nicht ersetzen. Zum Ausgleich von erheblichen Ungleich​heiten durch ergänzende private Förderung wird der Staat geeignete Instrumente einsetzen.

Es wird immer wieder die Forderung erhoben, dass neben der Bildungsfinanzierung durch den Staat auch die betroffenen Menschen sich finanziell an ihrer Bildung beteiligen. Dage​gen sprechen Gründe der Gerech​tigkeit und der Bildungsbeteiligung. Es sollen nicht nur jene zahlen, die unmittelbar betroffen sind, also  Kin​der haben, sondern auch die Kinderlosen. Empirische Unter​suchungen zeigen, dass die Erhebung von Bildungsgebühren (Kindertagesstätte, Schule, Hochschule) eine ab​schreckende Wirkung auf bildungsferne Schichten ausübt. Der Hinweis auf Stipendien trägt nicht, da deren Umfang und Höhe jederzeit gesenkt wer​den können, wie beispielsweise der Umgang der Kohl-Regierung mit dem BAföG gezeigt hat. 

Eine gute Erstausbildung ist die elementare Bedingung für die Gestaltung des eigenen Lebens und für die Weiterentwicklung der Gesellschaft. Sie darf nicht von der sozialen Herkunft abhängig sein.

3.  Priorität für frühe Bildung

Die Bildung in der Kindertagesstätte und der Grundschule soll die Grundlage für eine erfolg​reiche Bildungslaufbahn schaffen, insbesondere auch durch den Abbau sprachlicher und anderer sozialisationsbedingter Defizite. Sie ist der erste Baustein zur Integration aller in eine demokratische Gesellschaft.

Die Unterfinanzierung der vorschulischen Bildung ist ebenso wie die der Grundschule vor​dringlich zu korrigieren. In Kindertagesstätten sollen keine Gebühren erhoben werden. Die Bedarfsprüfung für einen Platz in der Kita wird abgeschafft. Für die Verpflegungskosten kön​nen Zuschüsse gewährt werden.

Die Notwendigkeit und Bedeutung einer früh einsetzenden Bildung ist durch die internationalen Vergleichs​studien überzeugend nachgewiesen. Für Deutschland haben sie mehrfach Defizite sowie Unterfinanzierung des Elementar- und Primarbereichs im Vergleich zu den weiterführenden Schulstufen aufgezeigt. Dies gilt leider auch für Ber​lin, trotz der guten flächendeckenden Versorgung bei den Kindertagesstätten. Die Grund​lagen für eine erfolgreiche Bildungslaufbahn und soziale Integration werden in den Kindertagesstätten gelegt. Förderung der Sprachkompetenz und Abbau von individuellen Defiziten sind Kernaufgaben vor​schu​lischer Bildung. Berlin hat mit Sprachstandsfeststellungen und dem Bildungsplan erste Maßnahmen ergrif​fen. Die gezielte sprachliche Förderung muss allerdings bereits mit dem dritten Lebensjahr einsetzen. Die heute in Kin​dertagesstätten durchgeführten Bedarfsprüfungen sowie die erhobenen Gebühren behindern die wirk​same Wahrnehmung des Bildungsauftrags.

Folgende Maßnahmen werden noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt:

· Die Mittel für den Abbau sprachlicher und anderer sozialisationsbedingter Defizite werden verstärkt. 

· Die Sprachkompetenz wird im ersten Kita-Jahr überprüft. 

· Das letzte Kindertagesstättenjahr wird beitragsfrei gestellt. 

· Kitas und Grundschulen in sozialen Brennpunkten werden personell und materiell mit mehr Ressour​cen ausgestattet

4.  Eine Schule für alle

Wir wollen in Berlin bis zum Ende der Mittelstufe eine Schule, in der alle Schülerinnen und Schüler gemeinsam ganztägig lernen und individuell so gefördert werden, dass sie die jeweils ihren Fähigkeiten entsprechenden höchsten Abschlüsse erlangen. 

Die Qualität ist über verbindliche Mindeststandards, Schulprogramm und Evaluation zu sichern. Ranglisten der Schulen lehnen wir ab.

Die Schulen sind materiell und personell so auszustatten, dass sie alle Schüler/innen aus​reichend för​dern und for​dern können. Eine besondere Aufgabe, die auch erhebliche finanzielle Mittel erfordert, ist die Förde​rung von Schüler/innen aus sozial benachteiligten und Zuwande​rer-Familien. Klassenreisen sind unter internationalen und interkulturellen Aspekten wichtige Bestandteile schulischen Lernens und müssen stärker als bisher gefördert werden.

Schule und Jugendhilfe sind in allen Bereichen eng zu verzahnen.

Lehr- und Lernmittelfreiheit  sowie eine Schüler​monatskarte zu einem reduzierten Tarif werden gewährleistet. 

Die außerschulische Bildung in Kunst-, Musikschulen, Sportvereinen, Jugendgruppen ist so zu fördern, dass sie für alle zugänglich ist. Sozialverträgliche Gebühren können erhoben werden. 

Die internationalen Vergleichsstudien haben bestätigt, dass das überkommene deutsche Schulsystem die Schüler/innen ungenügend fördert. Dies gilt insbesondere für Schüler/innen aus bildungsbenachteiligten Familien, aber auch für die leistungsstarken. Das gegliederte Schulsystem entspricht nicht den Anforderun​gen unserer heutigen demokratischen und wissensbasierten Gesellschaft. 

Berlin hat mit dem neuen Schulgesetz die richtigen Weichen gestellt. Individuelle Förderung – wie sie das neue Schulgesetz vorschreibt – kann nicht durch ein Schulsystem geleistet werden, das auf Ausgrenzung und Aussonderung setzt. Wer alle Schüler/innen entsprechend ihren Begabungen fördern will, braucht ein integratives, kein selektierendes Schulsystem. Es gilt also, in den nächsten Jahren, integrative Elemente in unserem Schulsystem zu verstärken. Die Rahmenbedingungen, unter denen die Gesamtschulen arbeiten, sind so zu verbessern, dass ihre Attraktivität für leistungsstarke Schüler/innen und die Förderung von Schü​ler/innen aus bildungsfernen Elternhäusern gestärkt wird. Dabei muss die Gesamtschule auch inhaltlich weiterentwickelt werden.

Jetzt muss der Umbau des Schul​systems organisiert werden. Individuelle statt institutioneller Förderung bedarf erheblicher materieller und personeller Mittel sowie pädagogischer Anstrengungen. Ganztägige Schulen für alle müssen mit dem notwendigen Personal aus​gestattet sein, so mit Psycholog/innen, Sozial​arbeiter/innen, Sonderpädagog/innen und mindestens zwei Lehrer/innen in Grundschulklassen.

Der gute bauliche Zustand von Schulen ist notwendig für ein gutes Lernklima. 

Reformen bedürfen einer ausreichenden Zeit zur Umsetzung und gelingen nur, wenn Schüler/innen, Leh​rer/innen und Eltern rechtzeitig in die Entscheidungen einbezogen sind.

Folgende Maßnahmen werden noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt:

· Die Lernmittelfreiheit wird zunächst in der Grundschule wieder hergestellt.

· Weitere grundständige Gymnasien werden nicht mehr errichtet. 

· Die bestehenden 5. und 6. Klassen an grundständigen Gymnasien werden schrittweise abgebaut.

· Die Grundschulen übernehmen die inhaltlichen Angebote der bisherigen grundständigen Gymnasien

· Europa-Schul-Klassen werden nur noch an Gesamtschulen mit gymnasialer Oberstufe eingerichtet.

5.  Gemeinnützige Bildungsträger

Die Einrichtungen gemein​nütziger Bildungsträger werden mit staatlichen Mitteln unterstützt, wenn sie die gesetzlichen Rahmenvorgaben akzeptieren, allgemein zugänglich sind und keine gesonderten Gebühren erheben. 

Bestehende Finanzierungsregelungen haben Bestandsschutz. Bei Privatschulen ist auf eine grundgesetzkonforme Höhe des Schulgeldes zu achten. Gegebenenfalls ist die Genehmigung zu verweigern bzw. zu widerrufen.

Wir begrüßen, dass neben den staatlichen auch freie, gemeinnützige Träger das Bildungswesen gestalten. Sie haben einen hohen Stellenwert bei der Sicherung eines pluralistischen Angebots und der Entwicklung pädagogischer Innovationen. Sie bewegen sich bei Wahrung ihres eigenständigen Profils im Rahmen, der ebenso wie der Umfang der Zuschüsse vom Parlament in Gesetzen festgelegt wird.

Staatliche Bildungseinrichtungen müssen so finanziert und qualitativ gesichert sein, dass freie Einrichtungen nicht als Fluchtort genutzt werden, um die eigenen Kinder einer gemeinsamen Erziehung, die sich aus den internationalen Vergleichsstudien als Forderung ergibt, zu entziehen. 

6.  Gute Ausbildung für Pädagog/innen

Eine berufsbezogene Ausbildung für die Tätigkeit in Bildungseinrichtungen müssen die Hoch​schulen gewährleisten. Im Rahmen der Hochschulverträge wird Berlin seine Qualitätsanforde​rungen durchsetzen, u.a. bei der Errichtung eines Lehrerbildungszentrums.

Erzieher/innen für den vorschulischen Bereich sind an Hochschulen auszubilden.

Pädagog/innen werden in allen Bildungsbereichen im Angestelltenverhältnis beschäftigt und leistungsbezogen vergütet. 

Die erfolgreiche Reform des Bildungswesens hängt entscheidend von der Qualifikation und dem Engage​ment der Pädagog/innen ab. 

Die Hochschulen haben in der Vergangenheit nur sehr zögernd die Aufgabe der Lehrerbildung akzeptiert. Der Staat muss daher deutlich sagen, welche Qualifizierungen er von den Hochschulen als Einstellungs​voraussetzung erwartet. Das Abgeordnetenhaus hat mit der Novellierung des Lehrerbildungsgesetzes die gesetzliche Grundlage für eine berufsbezogene Ausbildung geschaffen. 

Mit der eindeutigen und zu begrüßenden Positionierung, dass die Kindertagesstätten Bildungseinrichtun​gen sind und dass die vorschulische Erziehung dort stattfindet, stellt sich die Frage nach der Ausbildung und den Qualitätsstandards. Wie in anderen Staaten sollen auch in Deutschland die Erzieher/innen an Hoch​schulen ausgebildet werden. Die Bundesländer haben sich bisher mehrheitlich aus besoldungspolitischen Gründen dazu nicht bereit gefunden. Berlin hat im Alleingang zunächst einen Modellversuch eingerichtet. Berlin soll ihn zur Regelausbildung weiter entwickeln und sich auf Bundesebene offensiv dafür einsetzen.

Starre Laufbahnregelungen behindern eine flexible und leistungsbezogene Besoldung. Die bestehenden beamtenrechtlichen Regelungen sind ein Hindernis für erfolgreiche pädagogische Arbeit.

Folgende Maßnahmen werden noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt:

· Eine berufsbegleitende Fortbildung für Erzieher/innen wird im Zusammenhang mit dem Modell​versuch an der Alice-Salomon-Fachhochschule eingerichtet

· In der Lehrerbildung werden berufsbezogene Wissenschaften einschließlich der Praxis bereits im Bachelor-Studium ausreichend verankert.

· Ein hochschulübergreifendes Lehrerbildungszentrum wird eingerichtet

7.  Reform der beruflichen Bildung

Alle Jugendlichen haben einen Anspruch auf eine qualifizierende Ausbildung im dualen Sys​tem, in außerbetrieblichen oder vollschulischen Ausbildungsgängen. 

Eine grundlegende Reform des beruflichen Bildungswesens in Deutschland muss umgehend beginnen. 

Eine Ausbildungsabgabe der Wirtschaft ist sinnvoll, soweit es ein erster Schritt zu einem nati​onalen Bildungsfonds ist.

Die bildungspolitischen Reformdiskussionen konzentrieren sich in Deutschland vorrangig auf die Schulen und Hochschulen und vernachlässigen die berufliche Bildung. Ein dramatischer Rückgang an Ausbildungs​plätzen und ein Verdrängungswettbewerb kennzeichnen die Lage.

Von den Schulabgänger/innen ohne Abitur gehen in Berlin ca. 50% in sog. Warteschleifen (Angebote der Arbeitsagenturen und an berufsbildenden Schulen), die zu keinem anerkannten Abschluss führen. Ange​sichts der deutlichen Rückentwicklung von Ausbildungsplätzen im dualen System in den letzten 10 Jahren sind verstärkt vollschulische Angebote für die Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen zu ent​wickeln. 

Die gespaltene rechtliche Zuständigkeit für die Berufsbildung bei Bund, Ländern und Sozialpartnern gefähr​det zunehmend den Bestand des gesamten Bildungsgebäudes und behindert eine wirksame Reform mit dem Ziel einer Durchlässigkeit zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung Das bestehende System ist zudem nur eingeschränkt mit den laufenden Reformen auf EU-Ebene (Kopenhagen-Prozess) vereinbar. Die Schweiz hat 2004 bei vergleichbarer Tradition einer dualen Berufsausbildung und föderaler Staatsstruktur ein umfassendes neues Berufsbildungsgesetz geschaffen. 

Finanziell ist die Wirtschaft an den Aus​bildungskosten auch dann zu beteiligen, wenn sie sich weitgehend oder vollständig aus dem dualen Sys​tem zurückzieht. Hierzu ist wie in anderen europäischen Staaten ein Ausbildungsfonds, der durch Abga​ben der Firmen mitfinanziert wird, ein geeignetes Instrument. Im Zusam​menhang einer Neuordnung der Finanzierung muss auch das Problem gelöst werden, dass in der berufli​chen Erstausbildung außerhalb des dualen Systems z.B. für Sozial- und Gesundheitsberufe, gemeinnützige und kommerzielle Schulen hohe Gebühren verlangen (bis zu 2000 Euro pro Jahr). Soweit es sich um öffent​liche und gemeinnützige Träger (z.B. Kran​kenhäuser) handelt, sind die Gebühren abzuschaffen. Mittelfristig sollte ein konkurrierendes Angebot zu kommerziellen Trägern entwickelt werden.
8.  Hochschulen offen halten   (*s. Alternative der Jusos im Anhang)
Wir werden die Zahl der Studienberechtigten und der –absolvent/innen steigern. Die Berliner Hochschulplanung orientiert sich mittelfristig an 100.000 Studienplätzen. Die hohe Autonomie der Hochschulen, die demokratische Gruppenhochschule und die verfasste Studierenden​schaft bleiben im Rahmen der staatlichen Verantwortung für die Bildungspolitik gesichert. 

Wir bekräftigen in Übereinstimmung mit dem Bildungsbeschluss von 2001 das bestehende Verbot von Studiengebühren bis zum Abschluss eines berufsbefähigenden Erststudiums, ein​schließlich des Master-Studiums. Studienkonten sind nach in Anspruch genommener Lehr​leistung und nicht nach der Stu​diendauer zu gestalten. 

Zusammen mit der Einführung von Studienkonten ist über einen Finanzausgleich zwischen den Bun​des​ländern und der Finanzierung für ausländische Studierende durch den Bund zu verhan​deln.

Deutschland liegt auch mit der Zahl der Hochschulabsolventen international nur im Mittelfeld. Die Studien​anfängerquote konnte in den letzten Jahren bereits von 28% auf 36% gesteigert werden, aber sie muss weiter erhöht werden. Der Zugang ohne Abitur mit abgeschlossener Berufsausbildung ist in Berlin bereits jetzt gesetzlich möglich, ist aber auszubauen. Nach dem erfolgreichen Abschluss des Bachelor-Studiums soll die freie Wahl zwischen der Fortsetzung in einem Masterstudium oder einer Berufsaufnahme bestehen. Die Zahl der vorzeitigen Studienabbrüche kann auch durch eine verbesserte Betreuung der Studierenden an den Hochschulen gesenkt werden (Studienberatung, Mentoren- und Tutorenprogramme). Die politisch von uns gewollte größere Autonomie der Hochschulen muss in einem ausgewogenen Verhältnis zur staatlichen Gesamtverantwortung stehen, die durch das Instrument der Hochschulverträge gesichert bleibt. 

Für den Hochschulzugang darf es keine finanziellen Zugangshürden geben. Studiengebühren für das Erst​studium hat die SPD mehrfach mit großer Mehrheit abgelehnt. Wir begrüßen die feste Haltung der rot-grünen Bundesregierung in dieser Frage. Schon seit längerem gibt es in der SPD Überlegungen, Studien​konten als grundlegende Alternative zu Studiengebühren einzurichten. Wir plädieren für ein Studienkonten​modell, das nach in Anspruch genommer Lehrleistung, und nicht nach Zeit zur Verfügung steht. Damit wird auch unbürokratisch ein Teilzeitstudium aus beruflichen, familiären oder anderen Grün​den ermöglicht. Das Modell verbindet die Vorteile eines gebührenfreien Erststudiums mit den steuernden Vorteilen eines Gebüh​renmodells. Die hochschulinterne Mittelzuweisung nach Leistungen in der Lehre sind damit ein wirksames Steuerungsinstrument für die Verbesserung der Lehrangebots. Das Modell steuert aber auch das Verhalten der Studierenden, sowohl bei der Zeiteinteilung des Studiums wie bei den Ansprüchen an das Lehrangebot der Hochschulen. Das Stu​dienkontenmodell ermöglicht eine Verrechnung von Leistungen zwischen Bundesländern und mit dem Bund.

Berlin sollte aus verschiedenen Gründen mehr Studienplätze bereit halten, als für die eigenen Landes​kinder erforderlich sind. Wissenschaft und Forschung sind wichtige wirtschaftliche Grundlagen für Berlin. 

Folgende Maßnahme wird noch in dieser Legislaturperiode umgesetzt:

· Eine Änderung des Berliner Hochschul- und des Zulassungsgesetzes soll sichern, dass in den neuen Studiengängen der Zugang zum Master-Studium allen Bachelor-Absolventen grundsätzlich offen steht.

9.  Ausbildung absichern

Die Sicherung des Lebensunterhalts ist neben der Gebührenfreiheit für die Erstausbildung die zweite Säule individueller Bildungsförderung durch den Staat.

Die Ausbildungsförderung wird zu einer elternunabhängigen Förderung ausge​baut, die direkt an die volljährigen Lernenden ausgezahlt wird. 

Die Finanzierung des Lebensunterhalts während der Ausbildung ist für viele eine starke Belastung, selbst für Mittelschichten. In sozial schwachen Familien beinträchtigt sie die Bereitschaft zu weiterführender Bildung.

Wir wollen, dass die Teilnahme an Bildungsgängen nach der Mittelstufe (an Schulen, beruflichen Ein​richtun​gen und Hochschulen) immer weniger von der sozialen Herkunft abhängt. Dabei ist für die Zukunft wichtig, dass die Betroffenen spätestens mit der Volljährigkeit direkt - und nicht nur indirekt über ihre Familien - ent​sprechende gesetzliche Ansprüche erwerben. Entsprechend dem Vorschlag des Deutschen Studentenwerks soll die Förderung mit Hilfe von drei Körben erfolgen: 

Korb 1: Eine staatliche Sockelförderung des Lebensunterhalts für alle ergibt sich aus dem Kindergeld und bisherigen steuerlichen Vergünstigungen und Freibeträgen. 

Korb 2: Die weitere staatliche Förderung richtet sich wie bisher nach sozialer Bedürftigkeit.

Korb 3: Eine Abschluss-Förderung kann durch Darlehen finanziert werden.

Die rot-grüne Bundesregierung hat das unter der CDU vernachlässigte BAföG erheblich reformiert und aus​gebaut. Dabei ist die Umstellung auf eine elternunabhängige Förderung wegen der Auswirkungen auf die Eigen​heimfinanzierung nur unvollständig - ohne Korb 1 - umgesetzt worden. Die neuere Diskussion über Sub​ventionsabbau macht den Weg frei für eine Korrektur der Ausbildungsförderung. 

10.  Lebenslanges Lernen fördern

Die Notwendigkeit zur Weiterbildung als lebenslanges Lernen nach der Erstausbildung ist inzwischen unumstritten. 

Sie wird grundsätzlich nicht staatlich finanziert und ist durch Lernzeitkonten, Bildungsurlaub, Bildungssparen, steuerliche Absetzbarkeit und einen zu schaffenden Weiterbildungsfonds finanziell zu sichern und auszubauen. 

Der Staat hat in bestimmten Bereichen eine ergänzende finanzielle Verpflichtung. 

Dazu gehören:

· das Nachholen von schulischen Erstabschlüssen („zweite Chance“)

· Weiterbildung für Vermittlung auf dem Arbeitsmarkt

· Sicherung der politischen Weiterbildung, insbesondere durch Grundfinanzierung der Bildungs​träger 

· Finanzierung der Volkshochschulen als staatliche Träger der Weiterbildung zu sozial​ver​träglichen Gebühren. 

Sie soll zum einen von den Nutzern im Rahmen ihrer Möglichkeiten und des zu erwartenden Nutzens finan​ziert werden.  Bildungssparen und steuerliche Absetzbarkeit erleichtern die Finanzierung. Zum anderen sind auch die Unternehmen an der Finanzierung zu beteiligen. Ein Bildungsfonds ist hierzu ein geeignetes Instrument.

Neben der Weiterbildung im Berufsleben muss das Nachholen von schulischen Erstabschlüssen gefördert werden, ebenso die Weiterbildung und Umschulung bei Arbeitslosigkeit. Ein niedriger Bildungsabschluss korrespondiert mit einer geringen Teilnahme an Weiterbildung. Die Teilnahme an allgemeiner Weiter​bildung (politisches und kulturelles Lernen) ist seit 2000 zurück​gegangen. 

Bundesländer und Kommunen müssen weiterhin eine flächendeckende Grundversorgung ent​sprechend sichern. Volkshochschulen und freie Träger können ihre Aufgaben nur bei ausreichender öffentlicher Finan​zierung wahrnehmen.

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung auf Beschluss des Bundestages eine Expertenkommission ein​gesetzt hat, deren Vorschläge im Schlussbericht sich weitgehend mit sozialdemokrati​schen Vorstellungen decken.

* Alternative der Juso-Mitglieder des FA zu Grundsatz 8

8.  Hochschulen offen halten*

Wir werden die Zahl der HochschulabsolventInnen steigern. Die Sozialdemokratie bekräftigt deshalb das in Berlin bestehende Verbot von Studiengebühren. Die Berliner SPD lehnt jegliche Form von Studiengebühren und damit auch Studienkonten ab. Stattdessen spricht sie sich für ein steuerfinanziertes Hochschulwesen aus, das diskriminierungsfrei allen den Zugang zu aka​demischer Bildung ermöglicht.

Die Sozialdemokratie verfolgt das Ziel einer nachfragerechten Zahl ausfinanzierter Studien​plätze (kurzfristig mindestens 100.000 Studienplätze nach bisheriger Berechnung) 

Deutschland liegt auch mit der Zahl der HochschulabsolventInnen international nur im Mittelfeld. Die Studie​nanfängerInnenquote konnte in den letzten Jahren bereits von 28% auf 36% gesteigert werden, sie muss aber weiter erhöht werden. Der Zugang ohne Abitur mit abgeschlossener Berufsausbildung ist in Berlin bereits jetzt gesetzlich möglich, ist aber auszubauen. Nach dem erfolgreichen Abschluss des Bachelor-Stu​diums soll die freie Wahl zwischen der Fortsetzung in einem Masterstudium oder einer Berufsaufnahme bestehen. Die Zahl der vorzeitigen Studienabbrüche kann auch durch eine verbesserte Betreuung der Stu​dierenden an den Hochschulen gesenkt werden (Studienberatung, Mentoren- und Tutorenprogramme). 

Berlin sollte aus verschiedenen Gründen mehr Studienplätze bereit halten, als für die eigenen Landes​kinder erforderlich sind. Wissenschaft und Forschung sind wichtige wirtschaftliche Grundlagen für Berlin.

Für den Hochschulzugang darf es keine finanziellen Zugangshürden geben. Die SPD hat deshalb zu Recht Studiengebühren mehrfach mit großer Mehrheit abgelehnt. In einigen Teilen der SPD wird überlegt, Studien​konten als scheinbare Alternative zu allgemeinen Studiengebühren einzurichten. Diese Überlegungen leh​nen wir in Berlin jedoch ab, da die Einführung eines Studienkontenmodells zur Folge haben würde, dass viele Studierende bereits während ihres Erststudiums Gebühren entrichten müssten. In welchen Umfang Gebühren für das Studium gezahlt werden müssten hinge dann nur noch vom gebührenfrei zur Verfügung gestellten „Startguthaben“ und der Abbuchungsregelung ab.

Studiengebühren wie auch Studienkonten verschärfen die soziale Selektivität des Hochschulzugangs. Bereits heute zeigt sich ein erschreckendes Bild beim Blick auf die soziale Zusammensetzung der Studie​rendenschaft: Während Akademiker- und Beamtenkinder überdurchschnittlich stark an den Hochschulen vertreten sind, finden Kinder aus bildungsferneren Schichten immer seltener den Weg zur Hochschule. Stu​diengebühren und auch Studienkonten würden diesen Trend verschärfen.

Studienkonten stellen ein Bildungsgutscheinmodell dar. Mit ihrer Hilfe wird die Hochschulfinanzierung ver​stärkt an der Nachfrage orientiert. Dies begünstigt didaktisch abzulehnende standardisierte Massenveran​staltungen und große Studiengänge mit vielen StudentInnen. Veranstaltungsformen und Studiengänge mit weniger StudentInnen werden gravierend benachteiligt.

Studienkonten implementieren einen Markt an den Hochschulen, in dem die Studierenden mit ihrem „Gut​haben“ für die Ware Bildung bezahlen müssen. Sie werden so von Hochschulmitgliedern mit Mitgliedsrech​ten zu reinen „KundInnen“ degradiert. Auch die Behauptung, die Studierenden hätten als "KundInnen" mehr Einfluss als bisher, ist nicht haltbar. Erstens ist es schlicht nicht möglich, kurzfristig den Job und die Woh​nung aufzugeben um in eine andere Stadt zu gehen, weil die Vorlesung nicht gut ist. Zweitens  können "KundInnen" lediglich auf ein Angebot reagieren, dass sich ohne ihren Einfluss vollzieht. Eine tatsächliche Mitbestimmung der Studierenden über eine paritätische Besetzung der demokratischen Gremien an den Hochschulen würde deutlich mehr Einfluss sicherstellen, als die Entscheidung eines atomisierten Indivi​duums, die ein oder andere Hochschule zu besuchen. 

Da es zudem nötig wird, bei einer begrenzten Anzahl „Studienguthaben“ und einem auf Masse ausgelegtem Angebot schnell zum Abschluss zu kommen, sind Studienkonten mit einer nachfrageorientierten Hochschul​finanzierung innovationsfeindlich. Innovation zeichnet sich zum einen dadurch aus, dass sie Zeit kostet, zum anderen aber haben Innovationen zu Beginn immer eine sehr geringe Nachfrage, müssen sie sich diese doch erst schaffen.

Vor dem Hintergrund dieser Argumente und im Einklang mit unserer bisherigen Beschlusslage hält die SPD Berlin aus Überzeugung am steuerlich finanzierten Hochschulwesen fest. Nur ein Hochschulwesen, das über Steuern von der gesamten Gesellschaft getragen wird, kann den Zugang zu höchstmöglicher Bildung für alle gewährleisten.

